An Haushalte mit Tagespost BÜRGERBEWEGURNG 


pro Deutschland 


HARTZ IV 


für alle 


EU-Ausländer 


Schluß mit der Zuwan- 
derung ins soziale Netz! 


Das ist ungeheuerlich: Im Rahmen eines beim 
Europäischen Gerichtshof anhängigen Verfah- 
rens hat die EU-Kommission die deutsche Sozi- 
algesetzgebung als rechtswidrig bewertet. 
Brüssel fordert nicht mehr und nicht weniger als 
Hartz IV für alle erwerbslosen EU-Ausländer, die 
sich in Deutschland aufhalten - und zwar ausdrück- 
lich auch in den Fällen, in denen die betreffenden 
Personen und ihre Familienangehörigen nicht auf 
Arbeitssuche sind! 


Im Zusammenhang mit der seit 1. Januar 
2014 geltenden Freizügigkeitsregelung für 
Rumänen und Bulgaren kommt diese Stellung- 
nahme der wichtigsten EU-Institution einem 
unverhohlenen Aufruf zur Plünderung der 
deutschen Sozialkassen gleich. 
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Manfred Rouhs 


Träger der Hartz-IV-Leistungen sind die deut- 
schen Kommunen. Wie es um deren finanzielle 
Leistungsfähigkeit bestellt ist, belegen die zahlreichen Schlaglöcher in unseren Straßen, marode 
Brücken, sanierungsbedürftige Schwimmbäder und Schulgebäude, deren Erhaltungszustand 
mancherorts an die Zustände in der „Dritten Welt“ erinnert. Bereits im Spätsommer 2013 hat die 
Bertelsmann-Stiftung eine Zuspitzung bei finanziellen Engpässen auf kommunaler Ebene und 
insbesondere ein Auseinanderdriften der je nach Region sehr unterschiedlichen finanziellen 
Lage der Kommunen festgestellt. Soll diese Entwicklung jetzt etwa eskalieren? 


Hartz IV wird zu einem erheblichen Teil aus kommunalen Krediten gezahlt. Wer soll 
diese Schulden jemals zurückzahlen? Glauben die Brüsseler Polit-Technokraten ernsthaft, die 
Aufnahme weiterer Kassenkredite deutscher Kommunen sei sinnvoll, um Sozialleistungen an 
eine nach oben prinzipiell unbegrenzte Zahl ausländischer Armutsflüchtlinge zu zahlen? 


Wem nützt eine solche Praxis auf Dauer? Wäre es nicht sinnvoller, den Menschen, die vor 
der Armut in ihrer Heimat nach Deutschland fliehen, im eigenen Land zu helfen, statt sie, wie es 
unverantwortliche EU-Politiker jetzt tun, zu einem Dasein auf Kosten anderer regelrecht anzu- 
stiften? 


Diesen ausgemachten politischen Irrsinn dürfen wir nicht ohne Widerspruch hinnehmen! 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland fordert ein modernes Zuwanderungsrecht nach 
amerikanischem, Kanadischem und australischem Vorbild. Keine weitere Zuwanderung in 
die Sozialsysteme! 


Pi, Ze 


Manfred Rouhs, Vorsitzender der Bürgerbewegung pro Deutschland 


„Bitte unterstützen Sie die politische Arbeit der 
Bürgerbewegung pro Deutschland für die 
Bewahrung unserer Heimat! Wir dürfen weder 
den Mißbrauch des Asylrechts, noch eine 


ungebremste Massenzuwanderung in unsere 
Sozialsysteme zulassen.“ 
Lars Seidensticker, Generalsekretär 


Ausländerpolitik 


Deutschland darf kein Einwanderungsland werden. Die Situation auf dem deutschen Arbeits- 
markt erfordert nicht mehr Zuwanderung, sondern mehr Bildung. Die Politik muß endlich bereit 
sein, aus dem Scheitern der multikulturellen Gesellschaft Konsequenzen zu ziehen. Die Bür- 
erbewegung pro Deutschland fordert denjenigen Teil der in Deutsch- 
land ie der unser Land 2 . Heimat ansieht und gÜRGERBEWEGUNG 
hier auf Dauer leben möchte, dazu auf, die deutsche Sprache zu er- 
lernen und die Kultur unseres Landes zu achten. Pro Deutschland for- 
dert außerdem Toleranz und Achtung gegenüber denjenigen Ausländern, die als Gäste auf Zeit 
bei uns arbeiten, sowie eine Trennung in Freundschaft von jenen, die hartnäckig integrationsun- 
willig oder -unfähig sind und/oder unsere Sozialsysteme dauerhaft ausnutzen. 


pro Deutschland 


Ausländische Straftäter, die das deutsche Gastrecht mißbrauchen, gehören nach Verbüßung 
ihrer Strafe unverzüglich abgeschoben. Ihnen soll die erneute Einreise nach Deutschland lebens- 
lang verweigert werden. 


Vereinigungen von religiösen Fanatikern, die das deutsche Grundgesetz mißachten, gehören 
verboten und aufgelöst. Islamistische Haßprediger müssen unverzüglich aus Deutschland ausge- 
wiesen werden. 


Asylpolitik 

Ein Erstantrag auf Asyl ist künftig regelmäßig im Herkunftsland, hilfsweise im Aufenthaltsland 
des Antragstellers zu stellen, der in der Pflicht steht, seine politische Verfolgung plausibel zu 
machen. Ein Aufenthaltsrecht in Deutschland erwirbt künftig nur, wer diese Vorprüfung erfolg- 
reich durchläuft. Die in Deutschland anhängigen Asylverfahren müssen gestrafft werden. 
Rechtsgültige Abschiebungs-Verfügungen gegen Scheinasylanten müssen - wie international üb- 
lich - unverzüglich umgesetzt werden. 


Polizei und Staatsanwaltschaften sind anzuhalten, verstärkt gegen Schleuserbanden vorzuge- 
hen. 


Auszüge aus dem Grundsatzprogramm der Bürgerbewegung pro Deutschland 


www.pro-deutschland.de 


Deutsche Kommunen vor der Pleite 


Träger der Sozialleistungen sind in Deutschland die Kommunen. Deren Finanzierungs- 
saldos stehen seit dem Jahr 2009 ununterbrochen milliardentief im Minus. Zusammen mit 
den Personalausgaben (50 Milliarden jährlich) und dem sogenannten „laufenden Sachaufwand“ 
(45 Milliarden jährlich - dazu gehören u.a. die Aufwendungen für Straßen, Brücken, Grünan- 
lagen und Schu- 

len) bilden die so- 
zialen Leistungen 
mit rund 45 Milli- 
arden Euro im 
Jahr deren 
größten Ausgabe- 
posten. Dagegen R 
gehen die Investi- 
tionen immer 
mehr zurück (sie 
liegen derzeit 
noch knapp ober- 
halb von 20 Mil- 
liarden Euro im 
Jahr bundesweit). 


Etwa fünf Milliarden Euro müssen die deutschen Kommunen jedes Jahr für Kreditzinsen auf- 
bringen. Denn die meisten Städte und Gemeinden sind hoch verschuldet. Oberhausen, Offen- 
bach, Ludwigshafen am Rhein, Hagen und Saarbrücken sind völlig pleite, und rund 50 weitere 
Kommunen stehen kurz vor dem Bankrott. Nur Dresden und Wolfsburg sind schuldenfrei, so 
wie Stuttgart, Heilbronn und Jena nur minimal verschuldet sind. 


Nur die letztgenannten fünf Städte könnten sich theoretisch die Aufnahme weiterer Armuts- 
flüchtlinge aus Osteuropa leisten. Da wundert es nicht, daß sich der Deutsche Städtetag Anfang 
2014 mit einem Hilferuf an die Öffentlichkeit wandte: „Wir appellieren an den Bund, den 
Staatssekretär-Ausschuss dafür zu nutzen, um den 
betroffenen Städten den Umgang mit der Armuts- 
zuwanderung aus Rumänien und Bulgarien zu er- 
leichtern.“ Das heißt: Die Kommunen hätten gerne 
- Geld vom Bund, um es an die sogenannten „Armuts- 
flüchtlinge“ weiterreichen zu können. 


Aber: Auch die Bundesmittel sind unser aller Steu- 
ergeld. 


Fazit: Die deutschen Kommunen sind zum Teil 
heute schon mit der Erfüllung ihrer Pflichtauf- 
gaben überfordert und finanziell außerstande, die Folgen der Armutszuwanderung zu 
stemmen. Das darf in der Diskussion über Freizügigkeit, offene EU-Grenzen, Asylrecht & Co. 
nicht länger vergessen werden. Unsere Politiker machen auf internationaler Bühne Versprechun- 
gen, die sie nicht einhalten können. 


Zahl der Asylbewerber auf Rekordhoch 


Die Zahl der Asylbewerber in Deutschland hat im Jahr 2013 den höchsten Stand seit 14 
Jahren erreicht. Die Steigerung gegenüber dem Vorjahr liegt bei etwa 64 Prozent. 


Im Jahr 2013 wurden beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge insgesamt 127.023 
Asylanträge gestellt, 49.372 mehr als im Vorjahr. Dies bedeutet eine Steigerung gegenüber dem 
Vorjahr um etwa 64 Prozent. Darunter waren 109.580 Asylerstanträge, 45.041 mehr als im Jahr 
2012 (+70 Prozent). Auch die Zahl der Asylfolgeanträge lag 2013 mit 17.443 um 4.331 höher 
als im Jahr 2012 (+33 Prozent). 


Die erneut deutliche Steigerung der Zahl der Asylbewerber basiert zum einen auf dem ver- 
mehrten Zugang aus fast allen der zehn Hauptherkunftsländer, hier insbesondere aus der Russi- 
schen Föderation, Syrien, Somalia, Eritrea sowie Serbien und Mazedonien. Darüber hinaus ist 
aber auch - noch stärker als in den Vorjahren - ein genereller Trend steigender Asylzahlen zu be- 
obachten. Mehr als 40.000 
Asylbewerber kamen im 
Jahr 2013 aus Regionen, 
die nicht zu den zehn n 
Hauptherkunftsstaaten ge- A b Ss C h N oO b U n 
hören. 2012 waren es noch Q 
weniger als 20.000. 

Allein 37.000 aller 


Asylbewerber des Jahres 

2013, darunter zu einem 

Drittel Folgeantragsteller, = er 
kamen aus einem Nachfol- 

gestaat des ehemaligen Ju- j 

goslawien. Wie schon in 


den Vorjahren war vor 

allem die zweite Jahres- 

hälfte 2013 von einem deutlichen Asylbewerberanstieg aus Serbien, Mazedonien und Bosnien- 
Herzegowina geprägt. In aller Regel wurden diese Asylanträge abgelehnt oder die Asylverfahren 
eingestellt. 


Weder in Rußland noch auf dem Balkan werden Menschen politisch verfolgt. Die meisten 
Asylantragssteller sind Wirtschaftsflüchtlinge, die nach Deutschland kommen, um ihre 
materielle Situation zu verbessern. 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland fordert, die derzeit bestehenden Geldanreize für den 
Mißbrauch des Asylrechts abzubauen. Wer beispielsweise über Lampedusa zu uns kommt, reist 
aus einem sicheren Drittstaat ein und kann nach der bestehenden Rechtslage sofort abge- 
schoben werden. Wer aus Serbien, Mazedonien oder Bosnien-Herzegowina zu uns kommt, wird 
ganz offensichtlich nicht verfolgt und kann unverzüglich zurück nach Hause geschickt werden. 


Leider sind unsere Politiker zu feige, um Recht und Gesetz konsequent anzuwenden. Die Alt- 
parteien brauchen Druck von unten, um zur Vernunft zu kommen. Deshalb: Mehr Demokratie 
wagen - pro Deutschland stark machen! 


Schluß mit der EU-Knechtschaft! 


Das monatliche Durchschnittseinkommen liegt in Bulgarien bei 359 Euro und in Rumä- 
nien bei 546 Euro. In Deutschland erhalten Rumänen und Bulgaren als monatliche staatliche 
„Grundversorgung“: 


Hartz IV: 391 Euro für jeden Erwachsenen 


Kindergeld: 184 Euro für das erste und das zweite Kind, 190 Euro für das dritte Kind 
und 215 Euro für jedes weitere. Bei z.B. vier Kindern also 773 Euro. 


Eine Familie aus Bulgarien erhält mithin den drei- bis vierfachen und eine Familie aus Ru- 
mänien den zwei- bis dreifachen durchschnittlichen heimischen Monatslohn vom deutschen 
Staat, ohne dafür arbeiten zu müssen. Zumindest ein Familienmitglied hat daneben beide Hände 
frei, um einige hundert Euro im Monat schwarz dazu zu verdienen. Ein überaus lukratives An- 
gebot. 


Nicht verschwiegen werden darf, daß es neben einer großen Zahl unqualifizierter Wirt- 
schaftsflüchtlinge durchaus auch qualifizierte Rumänen und Bulgaren mit guten Deutschkennt- 
nissen gibt, die von deutschen Firmen, da- 
runter Weltkonzerne, wirtschaftlich 


sich der eine oder andere politisch Akteur 
in Deutschland im Rahmen einer typischen 
Milchmädchenrechnung kurzfristige Vor- 
teile für die deutsche Volkswirtschaft zu- 
sammenphantasieren. 


Aber zum einen ist es schlicht unanstän- 
dig, Menschen aus wirtschaftlich schwa- 
chen Ländern bei uns auszunehmen und 
über den Tisch zu ziehen. Zum anderen 
drücken diese Beschäftigten den Lohn für 
ihre deutschen Kollegen, oder sie machen ihnen sogar den Arbeitsplatz streitig. 


Vor allem aber haben wir als Europäer ein gut begründbares Eigeninteresse an einer stabilen 
wirtschaftlichen Entwicklung in unseren Nachbarländern. Diesem Interesse handeln deutsche 
Firmen zuwider, die einen Teil der wirtschaftlich hoch qualifizierten Minderheit unter den 
Rumänen und Bulgaren, die auf Kosten des dortigen Steuerzahlers ausgebildet wurden, nach 
Deutschland holt, mit der Folge, daß sie für den dringend erforderlichen wirtschaftlichen 
Aufbau in Rumänien und Bulgarien nicht zur Verfügung stehen. 


Eine solche Politik ist schlicht asozial gegenüber allen Beteiligten. Weder die Mehrheit der 
Deutschen, noch die der Bulgaren oder der Rumänen profitiert davon. 


Deshalb: Weisen wir unsere Politiker in die Schranken! 


Der Globalisierungskapitalismus schadet uns allen. Deshalb haben alle Völker Europas ge- 
meinsam ein Interesse daran, den EU-Irrsinn zu überwinden und das Fundament für eine 
Zukunft der Europäer als selbstbestimmte Menschen in einem Europa freier Völker zu 
schaffen! 


Ihre Spende kommt an! 


Wir werden von Wirtschaftsprüfern streng kontrolliert und geben weit weniger als die bei 
gemeinnützigen Organisationen erlaubten 20 bis 35 Prozent unserer Einnahmen für Per- 


sonalkosten aus. Unsere Ausgaben für Büro und Per- 

sonal bestreiten wir aus staatlichen Zuwendungen und Bet 

Mitgliedsbeiträgen. Alle eingehenden Spenden ——” or 

fließen unmittelbar in die Öffentlichkeitsarbeit. — Y En u & 
Die Bürgerbewegung pro Deutschland ist beim Fi- .X- ne u =. 

nanzamt für Körperschaften I in Berlin unter der Steu- ® - - Re il 

ernummer 1127/650/50416 registriert. Spenden an pro u 


Deutschland sind zu 50 Prozent von der Einkommens- 

steuer abziehbar. Das heißt: für jeden Euro, den Sie an pro Deutschland spenden, be- 
kommen Sie im Wege einer Einkommenssteuer-Erstattung 50 Cent vom Finanzamt zu- 
rück! Bei Beträgen bis Euro 200 jährlich genügt die Vorlage einer Kopie Ihres Kontoauszugs 
beim Finanzamt. Sie erhalten von uns unaufgefordert im Februar eine Sammel-Bestätigung über 
die im Vorjahr geleisteten Zuwendungen. 


Für die Erstattungsfähigkeit gilt bei Alleinstehenden eine Grenze von Euro 1.650 und bei 
Ehepaaren eine Grenze von Euro 3.300 jährlich. Darüber hinaus kann derselbe Betrag im 
Rahmen der persönlichen Einkommenssteuerer- 


B an kve rbi n d un g klärung als Sonderausgaben steuermindernd geltend 
fü r h re S en de gemacht werden. 
p Zuwendungen natürlicher Personen mit Sitz in 


Zahlungsempfänger: Deutschland werden aus öffentlichen Mitteln des 

pro Deutschland Deutschen Bundestages um ca. 35 Prozent aufge- 
stockt. Das heißt: Für jeden Euro, den Sie an pro 
BIC: COLSDE33XXX / IBAN: Deutschland spenden, erhält pro Deutschland wei- 
DERART RISTTEE FAZ tere rund 35 Cent staatliche Zuschüsse. Für die Be- 
messung der staatlichen Zuwendungen gilt eine 
Höchstgrenze von Euro 3.300 jährlich pro natürlicher Person, die an pro Deutschland Spenden 
oder Mitgliedsbeiträge leistet. 


Falls Sie dazu Fragen haben, rufen Sie uns bitte an: (030) 66 40 84 - 13/14 


Die jährlichen Rechenschaftsberichte der Bürgerbewegung pro Deutschland werden vom 
Präsidenten des Deutschen Bundestages veröffentlicht. Sie sind vom Gründungsjahr 2005 an bis 
heute auf der Internetseite des Bundestages einsehbar unter dieser Adresse: 


—— http://www.bundestag.de/bund ienfinanzierung/rechenschaftsberichte/ 4 


Petition 


Gemäß Artikel 17 des Grundgesetzes richte ich folgende Petition an den Be- 
schwerdeausschuß des Bundestages: Der Bundestag wird aufgefordert, die 
Initiative zu ergreifen für die Verabschiedung eines Gesetzes, das die weitere 
Zuwanderung von Ausländern in unsere Sozialsysteme spürbar erschwert. 


Vor- und Zuname> 


Straße und Hausnummer oder Postfach 


Postleitzahl und Wohnort> 


Bitte übersenden Sie mir (für mich kostenlos) BER Exemplare der 
Broschüre „GEGEN HARTZ IV für alle EU-AUSLÄNDER“. 


Dauerauftrag 


Meine IBAND Mein Geldinstitut> 
Bitte überweisen Sie ab dem Fre jeweils zum 1. des Monats den 


Betrag von Euro unter Angabe des Verwendungszwecks 


„Spende“ an die Bürgerbewegung pro Deutschland, IBAN: 
DE 3437 0501 9800 3510 1872, BIC: COLS DE33 XXX 


Ort und Datum> CUnterschrift> 


Wollen Sie aktiv mitmachen? - Gerne rufen wir Sie an! 
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Bitte ausschneiden und einsenden an: 


